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Vorblatt 


Zweites Ergänzungsgesetz zur Neuordnung der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und 
Straßenbahnen 

(Antrag der Abgeordneten Dr. Dittrich, Draeger, 
Seibert und Genossen) 


A. Problem 

Die Existenz einer saarländischen und dreier bayerischer Privat- 
eisenbahnen ist durch die angestiegenen Pensionslasten für ihre 
Angestellten und Arbeiter mit Anspruch auf beamtenähnliche 
Versorgung ernstlich gefährdet, weil im Gegensatz zu allen 
anderen vergleichbaren Privateisenbahnen keine Zuschüsse des 
Bundes für die Sicherstellung der Altersversorgung ihrer Arbeit- 
nehmer gezahlt werden. Wegen der verkehrspolitischen Bedeu- 
tung der vier Lokalbahnen sowie wegen der erheblichen Zu- 
schüsse und Darlehen, die der Bund den Bahnen seinerzeit aus 
dem Verkehrsfinanzgesetz 1955 geleistet hat, besteht auch von 
seiten des Bundes ein Interesse an der Aufrechterhaltung des 
Betriebes durch die Bahnen. 


B. Lösung 

Einbeziehung der in Betracht kommenden Arbeitnehmer und der 
Versorgungsberechtigten, deren Versorgung die vier Lokal- 
bahnen bisher durch den Bayerischen Versorgungsverband bzw. 
durch die Ruhegehalts- und Zusatzversorgungskasse des Saar- 
landes im Wege des Umkigeverfahrens sichergestellt haben, in 
den vom Bund bezuschußten Versicherungsbestand der Pen- 
sionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen unter 
gleich hoher finanzieller Beteiligung des Saarlandes und des 
Freistaates Bayern. 


C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Mit Rücksicht auf die vorgesehene Halbierung der auf den saar- 
ländischen bzw. auf den bayerischen Bestand an Arbeitnehmern 
und Versorgungsempfängern entfallenden Kosten zwischen dem 
Bund einerseits und dem Saarland andererseits würden sich die 
jährlichen Mehrkosten für den Bund zur Zeit auf ca. 350 000 DM 
bei einer jährlichen Gesamtzuschußleistung von ca. 44 Millionen 
DM belaufen. 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Dittrich, Draeger, Seibert und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Ergänzung des Gesetzes zur Neuordnung der Pensionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Neuordnung der Pensiionskasse 
Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen vom 
5. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 101), geändert 
durch das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes zur 
Neuordnung der Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen vom 2. März 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 142), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 2 erhält folgenden Absatz 1 a: 

„(1 a) Sofern die Pensionskasse nach dem 
1. Juli 1969 Leistungen aus Versorgungsverhält- 
nissen ZU erbringen hat, die 

a) vor dem 1. Januar 1957 begründet und 

b) dem Bayerischen Versorgungsverband oder 
der Ruhegehalts- und Zusatzversorgungs- 
kasse des Saarlandes, Abteilung Ruhegehalt, 
gemeldet worden sind und 

c) die Pensionskasse mit Zustimmung des Bun- 
desministers der Finanzen übernommen hat, 

erhält die Pensionskasse insoweit laufende Zu- 
schüsse, als die Leistungen aus Erstattungsbe- 
trägen der Betriebe sowie aus Beiträgen und 
sonstigen Einnahmen aus den dadurch mit ihr 
begründeten Versicherungsverhältnissen nicht 
sichergestellt werden können. Die Zuschüsse, die 
auf den vom Bayerischen Versorgungsverband 
abgetretenen Bestand entfallen, werden zur 


Hälfte vom Freistaat Bayern, die Zuschüsse, die 
auf den von der Ruhegehalts- und Zusatzversor- 
gungskasse des Saarlandes, Abteilung Ruhege- 
halt, abgetretenen Bestand entfallen, werden zur 
Hälfte vom Saarland getragen. Die andere Hälfte 
der laufenden Zuschüsse trägt der Bund." 

2. § 6 erhält folgende Fassung: 

.§ 6 

(1) Die Pensionskasse hat ihre Satzung den 
Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen. Dabei 
sind die vor dem 1. Juli 1948 mit der Pensions- 
kasse begründeten Versicherungsverhältnisse 
sowie die gemäß § 2 Abs. 1 a übernommenen 
Versicherungsverhältnisse jeweils als besonde- 
rer Versicherungsbestand zu führen und jeweils 
gesondert in den Satzungsbestimmungen zu be- 
rücksichtigen. Bis dahin kann der Bundesminister 
der Finanzen für isolche Mitglieder der Pensions- 
kasse, die unter § 4 Abs. 1 oder § 5 fallen, Bei- 
träge und Leistungen abweichend von der bis- 
herigen Satzung festsetzen. 

(2) Werden die beamtenrechtlichen Versor- 
gungsbezüge der Versorgungsempfänger des 
Bundes geändert, so hat die Pensionskasse ihre 
laufenden Versorgungsleistungen aus Versiche- 
rungsverhältnissen, die vor dem 1. Juli 1948 bei 
der Pensionskasse begründet worden sind, neu 
zu regeln. Sofern den laufenden Versorgungs- 
leistungen Grundgehälter einer bestimmten Be- 
soldungsgruppe nicht zugrunde liegen, müssen 
sich die Änderungen im Rahmen der Erhöhungen 
oder Verminderungen der Versorgungsbezüge 
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derjenigen Versorgungsempfänger des Bundes | 
halten, deren Bezügen ein Grundgehalt nicht zu- | 
gründe liegt. 

(3) Werden die beamtenrechtlichen Versor- 
gungsbezüge der Versorgungsempfänger des 
Freistaates Bayern bzw. des Saarlandes geän- 
dert, so hat die Pensionskasse die Versorgungs- 
leistungen aus den mit ihr gemäß § 2 Abs. 1 a 
begründeten Versicherungsverhältnissen jeweils 
entsprechend neu zu regeln. 

(4) Ändert sich der allgemeine Beitragssatz in 
der gesetzlichen Rentenversicherung der Arbeiter 
und Angestellten, so hat die Pensionskasse : 
den Gesamtbeitragssatz für die vor dem 1. Juli 
1948 mit ihr begründeten Versicherungsverhält- 
nisse jeweils entsprechend zu ändern. Dasselbe 
gilt bezüglich des Gesamtbeitragssatzes für die | 
Versicherungsbestände, die die Pensionskasse 
mit Wirkung vom 1. Juli 1969 vom Bayerischen 
Versorgungs verband und der Ruhegehalts- und 
Zusatzversorgungskasse des Saarlandes, Abtei- 
lung Ruhegehalt, übernommen hat. Die hiernach I 
vorzunehmenden Erhöhungen oder Verminderun- ! 
gen des Gesamtbeitragssatzes entfallen je zur ' 
Hälfte auf den Mitgliedsbeitrag und den Ver- i 
waltungsbeitrag. 

(5) Für die vor dem 1. Juli 1948 mit der Pen- 
sionskasse begründeten Versicherungs Verhält- 
nisse sind die Beitragserhöhungen in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung der Arbeiter und An- 
gestellten zum 1. Januar 1968 und zum 1. Januar 
1969 von der Pensionskasse vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes an zu berücksichtigen." 

3. § 7 erhält folgende Fassung: 

.§ 7 

(1) Die Pensionskasse hat die für die Haus- 
haltsführung des Bundes maßgebenden Vor- 


schriften und Richtlinien sinngemäß anzuwen- 
den. 

(2) Auf die Arbeitsverhältnisse der Aiibeitneh- 
mer der Pensionskasse sind das Tarifredit des 
Bundes und die sonstigen für die Arbeitnehmer 
des Bundes geltenden Regelungen entsprechend 
anzuwenden. 

(3) Abweichungen von Absatz 1 oder Absatz 2 
bedürfen der Genehmigung des Bundesministers 
der Finanzen. 

! (4) Die Pensionskasse unterliegt für die Dauer 

der Gewährung von Bundeszuschüssen dem Prü- 
fungsrecht des Bundesrechnungshofes." 

I A r t i k e 1 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Gesetzes zur Neuordnung der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßen- 

I bahnen in der Fassung, die sich aus den Änderun- 
gen und Ergänzungen in Artikel 1 dieses Gesetzes 
sowie aus dem Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes 
zur Neuordnung der Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen vom 2. März 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 142) ergibt, bekanntzumachen und 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen 
sowie die Paragraphenfolge zu ändern. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1970 in Kraft. 


Bonn, den 19. Februar 1970 
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Begründung 


Bei dem Bau von nichtstaatlichen Eisenbahnen ver- 
pflichteten die staatlichen Behörden seit der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts die Eisenbahnkonzes- 
sionäre durchweg, ihren Bediensteten, soweit sie 
in Stellungen beschäftigt wurden, die bei den 
Staatsbahnen mit Beamten besetzt werden, eine be- 
amtenähnliche Versorgung sicherzustellen. Wäh- 
rend die Mehrheit der betroffenen Bahnunterneh- 
men diese Versorgungspflicht durch den Beitritt zu 
der Pensionskasse für Beamte Deutscher Privat- 
eisenbahnen, der heutigen Pensionskasse Deut- | 
scher Eisenbahnen und Straßenbahnen, erfüllte, ha- | 
ben drei bayerische Bahnen (die Tegernseebahn, die ! 
Regentalbahn und die Lokalbahn Lam-Kötzting) sich I 
dem Bayerischen Vers orgungs verband und die im | 
Saarland gelegene Merzig-Büschfelder Eisenbahn | 
der Ruhegehaltskasse des Saarlandes angeschlos- | 
sen, die beide mit einem Umlageverfahren arbeiten. ' 
Durch Beschlüsse des Bundesrates wurden die Be- 
diensteten dieser Bahnen ebenso von der Sozial- , 
versicherungspflicht freigestellt wie die Mitglieder 
der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und 
Straßenbahnen. * 

Durch die Rentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setze wurde die weitere Zuführung von Bedienste- 
ten der genannten Bahnen zu diesen Versorgungs- 
einrichtungen mit befreiender Wirkung von der 
Sozialversicherungspflicht unmöglich. In Auswir- 
kung dieser gesetzlichen Neuregelung wurden den 
Bahnen im Hinblick auf das Fiinanzierungssystem 
ihrer Versorgungsträger zusätzliche finanzielle La- 
sten auferlegt. Außerdem führten die von den Ver- 
sorgungsträgern zu erbringenden Versorgungslei- 
ßtungen, die aus den verhältnismäßig hohen, der 
Einkommensentwicklung ständig angepaßten Dienst- 
bezügen zu berechnen sind, zu einer sich fortlau- 
fend vergrößernden Auseinandersetzungsschuld der 
bayerischen Bahnen gegenüber ihrem Versorgungs- 
träger bzw, dazu, daß die Versorgungsleistungen 
für die früheren Bediensteten der Merzig-Büschfel- 
der Eisenbahn die von dieser gezahlten Umlagen 
weit überstiegen. Da die Bahnen die entstandenen 
Fehlbeträge aus eigener Kraft nicht abzudecken 
vermochten, wurden ihre Beteiligungsverhältnisse 
von den Versorgungsträgern gekündigt bzw, die 
Kündigung in Aussicht gestellt. Durch Verhandlun- 
gen ist es zwar zunächst gelungen, das Wirksam- 
werden dieser Kündigungen auszusetzen, im Inter- 
esse aller Beteiligten list jedoch eine endgültige Re- 
gelung des Versorgungsproblems dringend erfor- 
derlich. 

Bei Wirksamwerden der Kündigungen würden die 
vier Bahnen die Versorgungslast aus den vor dem 
1. Januar 1957 begründeten Versorgungsverhält- 
nissen allein zu tragen haben, obwohl sie jahr- 
zehntelang erhebliche Umlagebeträge an die Ver- 
sorgungsträger gezahlt haben. Zwei der Bahnen 
müssen darüber hinaus noch erhebliche Auseinan- 


decsetzungsbeträge an den Bayerischen Versor- 
gungsverband zahlen. Auf diese Weise würde die 
Wirtschaftslage der ohnehin schon schwer um ihre 
Existenz ringenden Bahnen weiter erheblich ver- 
schlechtert werden, so daß sie wahrscheinlich die 
Einstellung ihres Betriebes beantragen müßten. Da- 
mit aber würde die Versorgung ihrer Bediensteten 
in Frage gestellt werden. 

Um deren Versorgungsansprüche zu gewährleisten, 
ist daher eine Finanzhilfe des Bundes und der be- 
teiligten Länder geboten, wobei zu berücksichtigen 
ist, daß vom Bund auch erhebliche Zuschüsse an die 
Rentenversicherungsträger für die Versorgung der 
Sozialversicherten geleistet werden, während die 
Bahnen bisher die Versorgung ihrer Bediensteten 
ohne jede staatliche Hilfe finanziert haben. 

Die Betriebseinstellung der genannten Bahnen ist 
aber auch aus verkehrspolitischen Gründen nicht zu 
vertreten. Im besonderen haben die Regentalbahn 
und die Lokalbahn Lam-Kötzting im ostbayerischen 
Grenzgebiet, die Merzig-Büschfelder Eisenbahn im 
Saarland auch nach dem verkehrspolitischen Pro- 
gramm der Bundesregierung eine große Bedeutung 
für die wirtschaftliche Entwicklung in ihrem Ein- 
zugsgebiet. Der Tegernseebahn wird nach Fertig- 
stellung der S-Bahn-Strecke München— Holzkirchen 
als Anschluß Verbindung zum Tegernseer Tal eine 
wichtige Rolle zufallen. 

Schließlich würden im Falle der Stillegung der Bah- 
nen erhebliche öffentliche Mittel im Endergebnis 
nutzlos aufgewendet worden sein. In den letzten 
Jahren sind allein den drei bayerischen Bahnen rd. 

3.5 Millionen DM aus dem Bundeshaushalt und rd. 

6.5 Millionen DM Finanzhilfen des Freistaates Bay- 
ern zu ge flössen, um ihnen die Durchführung von 
Aufgaben zu ermöglichen, die im öffentlichen In- 
teresse liegen. 

Die sinnvollste Lösung des hier erörterten Versor- 
gungsproblems dürfte in der Einbeziehung der vier 
Versorgungsbestände in den Versorgungsbestand 
der Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Stra- 
ßenbahnen, der nach dem PKNG vom 5. März 1956 
(BGBl. I S. 101) aus öffentlichen Mitteln bezuschußt 
wird, zu finden sein, wie es bereits in der 4. Wahl- 
periode mit dem Gesetzesantrag vom 18. Februar 
1965 — Drucksache IV/3094 — und in der 5. Wahl- 
periode mit dem Gesetzesantrag Drucksache 
V/4042 — beantragt wurde. Auf diese Weise wird 
auch jede Berufungsmöglichkeit anderer Betriebe 
ausgeschlossen. 

Hierbei ist im übrigen nicht daran gedacht, den be- 
troffenen Bahnen die Vers orgungs last ganz abzu- 
nehmen; sie soll nur für die betroffenen Verkehrs- 
träger erträglich gestaltet werden. Soweit die zu- 
ständigen Versorgungsbezüge nicht weiter von den 
Bahnen zu tragen sind, sollen sie je zur Hälfte vom 
Bund und den betroffenen Ländern übernommen 
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werden. Der Freistaat Bayern und das Saarland ha- 
ben dieser Regelung zugestimmt; auch die bisheri- 
gen Versorgungsträger sind bereit, sich an der Sa- 
nierung durch Erlaß von Auseinandersetzungsforde- 
rungen und dgl. zu beteiligen. Die Belastung des 
Bundes ist bei dieser Regelung haushaltsmäßig ge- 
ring, da eine wesentliche Erhöhung der der Pen- 
sionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbah- 
nen aus dem Einzelplan 60 04 Titel 68401 des Bun- 
deshaushalts ohnehin zu gewährenden Zuschüsse 
durch die Einbeziehung der vier Versorgungsbe- 
stände nicht notwendig wird. Nach der vorgeschla- 
genen Regelung würde sich die Versorgungslast 
unter Zugrundelegung der Verhältnisse des Jahres 
1969 wie folgt verteilen: 


Gesamtversorgungslast jährlich . 
davon sollen tragen 

die Bahnen 

der Freistaat Bayern 

das Saarland 

der Bund 


rd. 965 000 DM 

rd. 340 000 DM 
rd. 150 000 DM 
rd. 165 000 DM 
rd. 310 000 DM 


Diese Beträge werden sich mit Rücksicht auf die ab 
1. Januar 1970 vorgenommenen Anhebungen der 
Bezüge der Angehörigen des öffentlichen Dienstes 
entsprechend erhöhen. 
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